
Bundessozialgericht

Az°: 10 RV 569/69
...._—.—_———_———_———

Verkündet am
2° Juni 1970

o o

Prozeßbevollmächtigter:

I m N a m e n d se V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger„

ooooo

Beklagten und Revisionsbeklagteno

Der 10„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 2° Juni 1970 hin durch

Senatspräsident Dr° T e s m e r '

— Vdrsitzender — ‚
Bundesrichter Dr„ B r o c k e und

Bundesrichter Dr„ B u r d e n s k i ‚
Bundessozialrichter S a a 1 m

a‘n
n und

Bundessozialrichter w e i s h ä u p 1

für Recht erkannt:

“)

2)

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Landessozialgerichts Berlin vom 27° März 1969 inso—
weit aufgehoben, als es den Anspruch des Klägers
auf Gewährung der Rente nach einem Grade der
Minderung der Erwerbsfähigkeit von insgesamt
80 VOH° betrifft‚ und die Sache in diesem Umfang
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das
Landessozialgericht zurückverwieseno

Im übrigen wird die Revision des Klägers gegen das
Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom
27„ März 1969 als unzulässig verworfen„

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem ab—
schließenden Urteil vorbehalten°
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In einem früheren Klageverfahren schlossen die Beteilig—

ten im November 1960 einen außergerichtlichen Vergleich„
Das Versorgungsamt (VersorgA) erteilte daraufhin am
30„ Januar 1961 einen Ausführungsbescheid mit folgendem
Inhalt: ‘

"Ab 1° 5° 57 wird die MdB unter Berücksichtigung des
Berufes gemo € 50 BVG auf 60 voH° festgesetzt°
Durch die anerkannten Schädigungsfolgen:

1„ Narben über demrechten Scheitelbein mit kleinem
Substanzverlust der äußeren Schädelknochenschicht,

20 Narben am rechten Knie mit Arthrosis deformans
des rechten Kniegelenks‚

5° Narbe an der Vorderseite und Hinterseite der linken
Brust‚

4° Narben an beiden Armen ohne Funktionsstörungen‚

5° Trommelfellnarbe links mit mittlerer Innenohr—
schwerhörigkeit links9

6° Reizlos in das rechte Unterlid eingeheilter
kleiner Splitter,

und zwar hervorgerufen durch sohädigende Einwirkun—

gen im Sinne des 5 1 BVG

’beträgt die Minderung Ihrer Erwerbsfähigkeit nunmehr

60 V„H„"

Mit zwei Anträgen vom 25„ Mai 1961 und 12° Dezember 1965

beantragte der Kläger eine Neufeststellung der Versorgungs—

bezüge mit entsprechender Erhöhung der Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) "wegen wesentlicher Verschlimme—

rung aller anerkannten Schädigungsfolgen"„ die Anerkennung
' weiterer Versorgungsleiden und den Erlaß eines Zugunsten—

bescheides wegen eines — verstärkten — besonderen beruf—

lichen Betroffenseins° Das VersorgA veranlaßte Begutachtun—

gen durch die Fachärztin für Chirurgie Dr„ I■zrtrzg'und die
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_5_.

Fachärztin für Neurologie und Psychiatrie Dr„ B 13353und

erließ zwei Bescheide vom 16° September 1964‚ in denen

eine Verschlimmerung der arthrotischen Veränderungen am
rechten Knie festgestellt und "drei kleinststecknadel—

kopfgroße Splitter in den umgebenden Weichteilen des

linken Kniegelenks" als weitere Schädigungsfolge anerkannt‚

"die übrigen Anträge des Klägers jedoch abgelehnt wurden°

Der Widerspruch des Klägers war
erfolglos (Bescheid des

Landesversorgungsamtes _LVersorgA— vom 5° August 1966)°

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage durch Urteil vom
4„ September 1967 abgewiesen° Das Landessozialgericht (LSG)

hat ein Gutachten nebst Ergänzungsgutachten von dem Fach—

arzt für Neurologie und Psychiatrie Dr° UC::1131vom

21„ September 1968 eingeholt und die Berufung des Klägers

durch Urteil vom 27° März 1969 zurückgewiesen° In den

Gründen wird ausgeführt, die „ulässigkeit der Berufung e
_

ergebe sich aus @ 150 Nr° } bzw° aus S 145 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG); die Berufung sei_jedoch unbegründeta Bei der

"ersorgungsärztlichen Untersuchung durch Dr° Uti::■lihebe

sich eine Verschlimmerung der anerkannten Schädigungsfolge

zu 2), nämlich der Arthrosis deformans am rechten Knie, er—

gebenQDr° Ui::::■1habe den Grad der MdB deshalb insoweit
nunmehr mit 40 v„H° statt bisher 50 V„H° bewertet° Eine

Verschlimmerung der übrigen Schädigungsfolgen sei nicht

festzustellen„ Die Voraussetzungen für die Anerkennung wei—

terer Schädigungsfolgen lägen nicht vor° Eine Erhöhung des

Grades der th wegen eines besonderen beruflichen Betroffen—

seins gemäß 5 62 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) komme_

nicht in Betracht‚ da gegenüber den Verhältnissen im

Jahre 1960 keine Änderung eingetreten sei°

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen°

Dieses Urteil wurde dem Kläger am 140 Mai 1969 zugestellt‚

der dagegen mit Schriftsatz vom 12° Juni 1969‚ beim Bundes—

sozialgericht (BSG) eingegangen am 150 Juni 1969? Revision
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eingelegt und diese nach Verlängerung der Revisions—

begründungsfrist bis zum 14„ August 1969 mit Schrift-

lsatz vom 12° August 1969‚ beim BSG eingegangen am
150 August 1969, begründet hat°

Der Kläger beantragt,

in Abänderung des Urteils des LSG Berlin vom
27„ März 1969 das Urteil des SG Berlin vom

4° September 1967 abzuändern und den Bescheid

des VersorgA 11 Berlin vom 16„ September 1964

ebenfalls abzuändern sowie den weiteren Bescheid

des VersorgA 11 Berlin vom 160 September 1964 '
und den Widerspruchsbescheid des LVersorgA Berlin

vom 5„ August 1966 aufzuheben und den Beklagten

zu verurteilen‚ als weitere Schädigungsfolgen anzu—

erkennen:
_

' ’

"1° Lumbalgien und Ischialgien,

2° Schwäche im linken Bein‚

5„ Bewegungsbehinderung im rechten Bein?

4„ vegetativ—zentrale Regulierungsstörungen
' als Folge der Kopfverletzung,

5° beiderseitige Schwerhörigkeit"

und demKläger Beschädigtenrente nach einem Grad—

der Minderung der Erwerbsfähigkeit von insgesamt

80 voH„ zu gewähren‚ und zwar hinsichtlich der

Leiden zu 2) und 4) seit dem 1° Mai 1961 und be—

züglich der Leiden zu 4)‚ 5) und 5) seit dem

l° Dezember 1965; '

hilfsweise„ das Urteil des LSG Berlin vom 27„ März 1969

aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG Berlin zurückzuverweisen°

In seiner Revisionsbegründung‚ auf die Bezug genommen
wird‚ rügt der Kläger wesentliche Verfahrensmängel im

Sinne des 5 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG und eine Gesetzesver»l
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_5_

letzung bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammen—'
hangs im Sinne des 5 162 Abs, l Nr° 5 SGG" Er führt dazu

u„a° aus, das Vordergericht habe die vom Beklagten aner—

kannte Verschlimmerung der anerkannten Schädigungsfolge zu
2) um 10 VCH° nicht entsprechend berücksichtigt, Diese

Verschlimmerung stelle eine wesentliche Änderung der Ver—

hältnisse im Sinne des 5 62 BVG dar° Das LSG habe auch
die Berechnung des Gesamtgrades der MdB nicht nach der
Lohmüller‘schen Formel vornehmen, sondern zu der bereits

früher festgestellten rein medizinischen MdB von 50 V„H„

die jetzt festgestellte Verschlimmerung von 10 v,H° hinzu—

rechnen und alsdann diese medizinische MdB wegen besonderen

beruflichen Betroffenseins um weitere 10 v,H° erhöhen müssen°

Mit diesem Fragenkomplex, auf den es letztlich entscheidend

ankomme, habe sich das Vordergericht überhaupt nicht aus—

einandergesetzt„ Für das geltend gemachte besondere beruf—

liche Betroffensein sei zu berücksichtigen, daß hier eine

Änderung der Verhältnisse durch das Urteil des LSG Berlin

eingetreten sei, in welchem die zuvor vom SG Berlin am

10° September 1965 anerkannte Berufsunfähigkeit bestätigt

worden sei° Auch diese_Änderung der Verhältnisse habe das

Vordergericht unberücksichtigt gelassen° Vor der Entschei—

dung über die geltend gemachte beiderseitige Schwerhörig—

keit habe das LSG ein Fachgutachten einholen müssen° Nach

dem Gutachten des Dr° Win:::@ liege bei ihm eine Leber—

schädigung vor, die als Kriegsschädigungsfolge anzusehen

sei, Das LSG habe daher weiter prüfen müésen, ob die als

Folge der Kopfverletzung geltend gemachten vegetativen

und zentralen Regulierungsstörungen nicht als Folge der

kriegsbedingten Leberschädigung aufzufassen seien° Zu

dieser Frage habe das LSG ein internistisches Gutachten

einholen müssen°
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Der Beklagte beantragt‚

die Revision zu verwerfen°

Nach seiner Auffassung greifen die Revisionsrügen des

Klägers nicht durch°

Die Revision des Klägers ist frist— und formgerecht ein—

gelegt und auch rechtzeitig begründet worden (55 l64‚
166 SGG)° Da das LSG die Revision nicht nach @ l62 Abso 1
Nr„ 1 SGG zugelassen hat‚ ist die Revision nur statthaft‚

wenn ein wesentlicher Mangel im Verfahren des LSG im Sinne

des 5 162 Abs° l Nr° 2 SGG gerügt wird und vorliegt (vgl°

BSG l‚ 150) oder wenn bei der Beurteilung des ursächlichen

Zusammenhangs im Sinne des 5 162 Abs„ 1 Nr„ 5 SGG das

Gesetz verletzt ist„ Zwar hat der Kläger in seiner Revisions—

begründung eine Verfahrensvorschrift‚ die nach seiner Auf—

fassung verletzt sein soll? nicht ausdrücklich bezeichnet„

Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG (vgl° BSG l? 227)

genügt es jedoch‚ wenn aus dem substantiierten Vortrag

des Revisionsklägers ersichtlich ist9 welche verfahrens—

rechtlichen Normen als verletzt angesehen werden„ Dem Vor»

bringen des Klägers kann entnommen werden‚ daß er in mehr—

facher Hinsicht Verletzungen der @@105 und 128 SGG rügen

will„

Der Kläger hat vor dem LSG verschiedene prozessual selb—

ständige Ansprüche geltend gemacht„ Nach den von ihm in

der mündlichen Verhandlung vor dem LSG gestellten Anträgen

— die gegenüber den ursprünglich bei der Versorgungsver—

waltung gestellten Anträgen teilweise abgeändert sind — hat

er die Anerkennung weiterer Schädigungsfolgen„ nämlich von

1) Lumbalgien und Ischialgien9 2)Schwäche im linken Bein‚
5) Bewegungsbehinderung im rechten Bein‚ 4) vegetativ—

...?-
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...?-

zentralen Regulierungsstörungen als Folgen der Kopfver—

letzung, 5) beiderseitiger Schwerhörigkeit und die Gewährung

der Beschädigtenrente nach einem Gesamtgrad der MdB von
insgesamt 80 V„H„ — statt bisher 60 v°H° — begehrt° In dem

enen abweisenden Urteil des LSGzu diesen Ansprüchen er

ist also nicht nur über einen prozessualen Anspruch allein

entschieden9 vielmehr betrifft das Urteil mehrere selbstän—

dige prozessuale Ansprüche (vgl° BSG 8‚ 228‚ 251; 189 266;
2l„ lö)„ Wird aber in einem Urteil über mehrere selbständige

insprüche entschieden (objektive Klagehäufung), so stellt es

sich der Sache nach als eine Mehrheit an sich selbständiger

Entscheidungen dar° Hat das Berufungsgericht über mehrere

selbständige prozessuale Ansprüche entschieden‚ so sind die

Voraussetzungen für die Statthaftigkéit der Revision nach

5 162 Abs° l Nr° 2 SGG für jeden Anspruch gesondert zu prüfen°
‘Die Revision ist nur hinsichtlich des selbständigen prozessu—

slen Anspruchs statthaft„ auf den sich ein gerügter und vor—

liegender Verfahrensmangel bezieht (vglo BSG 8‚ 228‚ 251 mit
weiteren Hinweisen)°

/

Soweit sich der Kläger gegen die von dem LSG au8ge3prochene

Nichtanerkennung weiterer Schädigungsfolgen wendet9 greifen

seine Rügen nicht durch„ Der Kläger trägt hierzu zunächst

vor? wegen der als weitere Schädigungsfolge geltend gemachten

beiderseitigen Schwerhörigkeit habe ein fachärztliches HNO—

Gutachten eingeholt werden müssen° Diese Rüge zielt offenbar

auf eine Verletzung des 5 105 SGG, also eine Verletzung der

Amtsermittlungspflichto Der Kläger übersieht jedoch bei '

diesem Vorbringen, daß in dem Ausführungsbescheid vom
30„ Januar 19619 der auf Grund des zwischen den Beteiligten

im November l960 abgeschlossenen außergerichtlichem Vergleichs

ergangen ist? unter Nr° 5 bereits "Trommelfellnarbe links

mit mittlerer Innenohrschwerhörigkeit links" als Versorgungs—

leiden anerkannt ist„ Der Kläger hat‚ wie sein Antrag vor

dem LSG und auch sein jetzt im Revisionsverfahren gestellter
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Antrag eindeutig und zweifelsfrei ergeben‚ nicht mehr die
Verschlimmerung dieser bereits anerkannten Innenohr—

schwerhörigkeit links‚ sondern die Anerkennung von
"beiderseitiger Schwerhörigkeit" als weiteres Versorgungs—
leiden beantragt° Wenn das LSG daher davon ausgegangen
ist? daß eine mittlere Innenohrschwerhörigkeit links be—

reits als Schädigungsfolge anerkannt ist? so daß eine

erneute Anerkennung dieses Leidens nicht in Betracht kommt,

so handelt es sich dabei nicht um eine medizinische sondern

um eine rechtliche Beurteilung° Zur Einholung eines fach—

arztlichen Gutachtens zur Schwerhörigkeit links brauchte

sich das LSG schon aus diesem Grunde nicht gedrängt zu

fühlen (vgl„ BSG in SozR see 5 105 Nro 7; @ 162 Nr„ 20)„

Hinsichtlich der geltend geMachten Schwerhörigkeit auf

dem rechten Ohr hat das LSG festgestellt‚ daß bei dem
Kläger bereits seit dem Jahre l922 als Folge einer Radikal—

operation eine hochgradige Schwerhörigkeit auf dem rechten

Ohr bestanden hat9 daß bei der HNO-Untersuchung durch ‘

Dr° Schzzrzg;im Jahre 1955 eine "an Taubheit grenzende

Schwerhörigkeit" (mit foetid—eitriger Absonderung) auf
dem rechten Ohr diagnostiziert worden ist() die ausdrück—

lich nicht als Schädigungsfolge anerkannt worden ist? und

daß sich ärztlicherseits keine Anhaltspunkte dafür erge-

ben haben„ daß das bereits geschädigte rechte Ohr durch

die Innenohrschwerhörigkeit links weiter geschädigt werden

ist° Für diese Feststellungen hat sich das LSG auf die

eigenen Angaben des Klägers gegenüber Dr° SChEZIII.”m

6° Januar 1955 und auf die fachärztlichen Gutachten von
'

Dr° Sch21223, Dr„
‘

‘ aber auch auf

das
Gutachten

von Dr„ Qi

hat vor dem LSG nicht einmal konkret behauptet‚ inwieweit

bei ihm eine Verschlimmerung der Hörschädigung auf dem

rechten Ohr eingetreten ist; im Gegenteil hat er bei der

Begutachtung durch Dr„ Ugl;:::iam 21° September 1968

„„;ij stützen können„ Der Kläger
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_ 9 _

angegeben, daß er auf dem rechten Ohr taub sei und daß

es sich bei der Taubheit auf dem rechten Ohr um kein

Versorgungsleiden handele (vgl° Bl° 6 des Gutachtens),

Unter diesen Umständen kann dahinstehen, ob die Rüge des

Klägers überhaupt hinreichend substantiiert im Sinne von

@ l64 Abs° 2 Satz 2 SGGist, denn jedenfalls brauchte sich
das LSG unter den obwaltenden Umständen nicht gedrängt zu
fühlen, noch ein fachärztliches Gutachten zu der Hörschädi—

gung auf dem rechten Ohr einzuholen°

Mit seinem weiteren Vorbringen, das LSG habe prüfen müssen,

ob nicht die "vegetativen und zentralen Regulierungsstörun—

gen als Folge der kriegsbedingten Leberschädigung aufzu—

fassen sind", will der Kläger offenbar eine Verletzung des

@ l03 SGG geltend machen° Dieses Vorbringen beruht jedoch

ganz offenbar auf einer Verkennung der prozessualen Vor—

g”nge° Der Kläger hat sowohl vor dem SG als auch in der münd—

lichen Verhandlung vor dem LSG beantragt, "vegetativ—zentrale

Regulierungsstörungen als Folgen der Kopfverletzung" anzuer—
kennen, Diesem Begehren ist das LSG nachgegangen und hat

im Rahmen seiner Aufklärungspflicht das neurologisch—psychiatri—

sche Gutachten von Dr, u ::::r;eingeholt° Auch nach Kenntnis
dieses Gutachtens — in dem eine kriegsbedingte Leberzellschädi«

gung angenommen ist\— hat der Kläger seinen Antrag auf Aner—

kennung der Regulierungsstörungen "als Folge der Kopfver—

letzung" ausdrücklich aufrechterhalten, Darüber hinaus hat er

vor dem LSG zu Protokoll erklärt, daß "die Leberze1180hädi-

gung „„ in diesem Verfahren nicht geltend gemacht wird",

und gleichzeitig bei der Versorgungsbehörde beantragt, "eine

Leberzellschädigung und deren Folgen als weitere Schädigunge—

folgen anzuerkennen"„ Der Kläger hat damit eindeutig zu er—

kennen gegeben, daß er die Leberzellschädigung und deren

Folgen in dem vorliegenden Verfahren nicht mehr weiter verfol—

gen will, um die Erledigung des Rechtsstreits nicht zu ver—

zögern° Zu einer derartigen Einschränkung seines Prozeßbegehrens
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war der Kläger im Rahmen seines
Prozeßfhhrungs—

und

Antragsrechts (vg1° @@94‚ 112 Abs° 2, 125 sec) berechtigt„
Das LSG war andererseits nicht berechtigt? über ein Leiden

und dessen Folgen zu entscheiden9 dessen Anerkennung der

Kläger in dem vorliegenden Verfahren nicht beantragt‚

sondern das er ausdrücklich ausgeklammert hat (@ 125 SGG)O

Bestand aber keine Verpflichtung des LSG‚ über das Leber—

leiden und seine Folgen zu entscheiden‚ dann war das LSG

auch nicht verpflichtet, im Rahmen seiner Amtsermittlungs—

pflicht nach 5 103 SGG zu prüfen‚ ob die als Folgen einer
Kopfverletzung geltend gemachten vegetativ—zentralen Regu—

lierungsstörungen etwa als Folgen der — bisher nicht anere

kannten — Leberzellschädigung anzusehen sind„ Ein Verfah—

rensfehler des LSG, insbesondere eine Verletzung des

% l05 SGG, ist insoweit nicht gegeben°

Soweit der Kläger wegen der Nichtanerkennung weiterer Ver—

sorgungsleiden ganz allgemein eine Gesetzesverletzung

bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs geltend

machen? also offenbar hinsichtlich der Ansprüche auf Aner—

kennung weiterer Leiden die Statthaftigkeit der Revision

aus 5 162 Abs° 1 Nr„ ; see herleiten will‚ greift auch
diese Rüge nicht durch„ Bei der Prüfung des ursächlichen

Zusammenhangs im Rechtssinne, doh° bei der Anwendung der
in der Kriegsopferversorgung geltenden Kausalitätsnorm

(vgl° BSG l‚ 150 und insbeso l„ 268) hat das Gericht zu—
nächst festzustellen‚ ob eine Tatsache überhaupt Bedingung

im naturwissenschaftlich—philosophischen Sinne für den

Eintritt eines Erfolges gewesen isto Kommt es bei dieser

Prüfung zu der Überzeugung‚ daß die Schädigung überhaupt

nicht Bedingung im naturwissenschaftlich—philosophischen

Sinne für den Eintritt der Gesundheitsstörung gewesen ist‚

so kommt es gar nicht zur Anwendung der Kausalitätsnorm‚

d.‚h° zur Beurteilung der Frage, ob die Schädigung für sich
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allein oder neben anderen Bedingungen auch als die

"wesentliche Bedingung" für den Eintritt der Gesundheits—
störung anzusehen ist. So liegt der Fall aber hier° Das

LSG hat „
gestützt ua ao auf die Gut acht en von Dr„ W;j;'_'_‘_'_"_'_'_j'_f_f_j;gj_'_ff‚

Dr° BJ::11; Dr° U%:::;;.Dro Utrzrxx und Dr° Schnxi:rn. ’

in tatsächlicher Hinsicht die Feststellung getroffen, daß

die vom Kläger weiter geltend gemachten Leiden — nämlich

Lumbalgien und Ischialgien, Schwäche im linken Bein,
vegetativ—zentrale Regulierungsstörungen als Folgen der

Kopfverletzung und Schwerhörigkeit rechts — nicht auf schä—

digende Einwirkungen im Sinne des BVG zurückzuführen sind°

Damit hat das LSG aber bereits den ursächlichen Zusammen—

hang im naturwissenschaftlich—philosophischen Sinne zwischen

Einflüssen des Wehrdienstes und den genannten Leiden ver—
neint° Dieser Zusammenhang wird jedoch bei der Beurteilung

des ursächliohen Zusammenhangs im Rechtssinne‚ doh° bei

der inwendung der im Kriegsopferrecht geltenden Kausalitäts-

norm, vorausgesetzt„ Das LSG ist daher zur Anwendung dieser

Kausalitätsnorm gar nicht gekommen und konnte sie daher auch

nicht verletzen„ Hinsichtlich der geltend gemachten Bewe—

gungsbehinderung im rechten Bein hat das LSG die Auffassung

vertreten, daß diese bereits in der bisherigen Bezeichnung\

der Sehädigungsfolgen — "Narben am rechten Knie mit Arthrosis

deformans des rechten Kniegelénks" — enthalten ist? da die

Bewegungsbehinderung durch die Arthrosis deformans des rech—

ten Kniegelenks bedingt ist° Die erstrebte Anerkennung einer

Schüerhörigkeit links hat das LSG aus dem Grundeabgelehnt‚

fveil eine mittlere Innenohrschwerhörigkeit links bereits als

Schädigungsfolge anerkannt ist° Das LSG ist also auch hin—

sichtlich dieser beiden Leiden zur Anwendung der Kausalitäts—

norm gar nicht gekommen° Die Statthaftigkeit der Revision

kann also nicht aus einer Verletzung des Gesetzes im Sinne

des 5 162 Abs° l Nr° 5 SGGhergeleitet werden°
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„12.

Mit seinem weiteren Vorbringen‚ das LSG habe bei der Ent—
scheidung über die Erhöhung der MdE wegen — verstärkten —
besonderen beruflichen Betroffenseins unberücksichtigt

gelassen‚ daß tatsächlich eine Änderung der Verhältnisse
eingetreten sei‚ weil durch das Urteil des LSG Berlin vom
25° Juni 1965 die Entscheidung des SG Berlin vom 10„ Septemn

ber 1965 über die Gewährung einer Rente wegen Berufsunf■hig—

keit bestätigt worden sei‚ will der Kläger offenbar geltend
machen9 daß das LSG seine Entscheidung nicht aus dem Gesamt“

ergebnis des Verfahrens geschöpft„ also 5 128 SGG verletzt
habe° Diese Rüge greift gleichfalls nicht durch„ Das LSG

hat in seinem Urteil ausdrücklich hervorgehoben> daß der

Kläger nach vorangegangenem Klageverfahren die Rente wegen
Berufsunfähigkeit bereits seit dem 1° Februar 1960 erhält„

Wenn das LSG materiell—rechtlich die Auffassung vertreten

hat‚ daß eine Erhöhung des Grades der MdB wegen besonderen

beruflichen Betroffenseins im Rahmen des @ 62 BVG nur dann

in Betracht käme? wenn gegenüber den Verhältnissen im Jahre

1960 — d„h° also zur Zeit des Vergleichsabschlusses aus

dem Vorverfahren im November 1960 — tatsächlich eine Ände—

rung eingetreten wäre‚und wenn es alsdann ausdrücklich be—

tont hat, daß das ”nach den vorstehenden Ausführungen je—
’

doch nicht der Fall ist"„ so hat es damit deutlich zum Aus—

druck gebracht‚ daß es den Zeitpunkt der Rentengewährung

(10 Februar 1960) und nicht den Zeitpunkt der endgültigen

Zuerkennung der Rente durch das LSG (25„ Juni 1965) als

entscheidend angesehen hat° Das Vorbringen des Klägers rich»

tet sich daher insoweit nicht gegen das Verfahren sondern

gegen den Inhalt der Entscheidung des LSG°

Dagegen réchtfertigt das weitere Vorbringen des Klägers„

das LSG habe sich mit dem zu bildenden Gesamtgrad der MdE

unter Berücksichtigung der anerkannten Verschlimmerung des

| }.
1
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Versorgungsleidens zu 2) "überhaupt nicht auseinanderge—
setzt"‚ die Rüge einer Verletzung des 5 128 SGG durch das
LSG° Zwar sind die Ausführungen des Klägers insoweit unver—

ständlich, als er vorträgt‚ daß die Berechnung des Gesamt—
grades der MdE “unrichtig erfolgt ist", denn das LSG hat in

seinen Entscheidungsgründen zur Frage der Bildung der

Gesamt»MdE überhaupt nicht Stellung genommen° Zutreffend

ist jedoch das Vorbringen des Klägers‚ das LSG habe, da es
die von dem Beklagten in dem Bescheid vom 160 September 1964

anerkannte Verschlimmerung der anerkannten Schädigungsfolge

zu 2), nämlich der Arthrosis deformans am rechten Knie, und

die dadurch bedingte Erhöhung der schädigungsbedingten MdE

um 10 V„H„ ausdrücklich bestätigt habe (vgl° Bl° 8 unten
der Urteilsabschrift), die Bildung einer neuen Gesamt-MdB

erörtern müssen„ Nach 5 128 SGG entscheidet das Gericht

nach seiner freien° aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens

gewonnenen Überzeugung° Es hat in seinem Urteil die Gründe

°nzugeben‚ die für seine Überzeugung leitend gewesen sind„

Das LSG hat sich‚ wie seinen Entscheidungsgründen zu entnehmen

ist (vg-1° Seite 8 der Urteilsausfertigung)‚ der Auffassung

von Frau Dr° Utzzr:n;angesohlossen‚ wonach jedenfalls bereits

1964 eine Verschlimmerung der im Sinne der Entstehung aner—

'kannten Arthrosis deformahs des rechten Kniegelenks eingetreten

rar, so daß die schädigungsbedingte MdE für dieses Leiden mit

nunmehr 40 vol-I° — statt bisher 50 V„H°—zu bewerten war„ Bei der

"rthrosis deformans handelt es sich‚ wie die geringe Bewertung

der übrigen Versorgungsleiden mit 0 V„H° bzw° 10 V„H; erkennen

läßta um das vom medizinischen Standpunkt aus für die Bewer—

tung der MdE maßgebende Leiden° Dem Gesamtergebnis des Verfah—

rens und dem Anliegen des Klägers, eine Erhöhung der Renten—

zahlung &nrh E■K%ung der Gesamt—MdB zu erreichen? hätte es

daher entsprochen? daß das LSG zur Frage der Bildung einer

Gesamt—MdB unter Berücksichtigung der von 50 v„H„ auf 40 V„H„
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'erhöhten Einzel—MdE für das Versorgungsleiden zu 2)
Stellung genommen hätte° Dabei kann dahinstehen‚ ob das
LSG zu einer Erhöhung der Gesamt—MdB auf 70 VOH„ ge—
kommen wäre oder ob es sich der Auffassung des SG und

der Versorgungsverwaltung angeschlossen hätte„ daß trotz

der Erhöhung der Einzel—MdE um lO_V„H° für das Versor—

gungsleiden zu 2) eine Erhöhung der Gesamt—MdB nicht

vorzunehmen ist„ Jedenfalls aber mußte daleSG in seinem

Urteil die Gründe dafür angeben‚ warum die Gesamt—MdB

weiterhin mit 60 V„H° zu bewerten ist (Vglo @ 128 Abs„ 1
Satz 2 SGG)„ Eine Erörterung dieser Frage war um so mehr

geboten‚ als das SG unter Hinweis auf den bereits im

Jahre 1959 gelieferten Schienenhülsenapparat davon aus—

gegangen ist? daß eine rechtlich bedeutsame Änderung der

Verhältnisse seit Abschluß des Vergleichs im Jahre l960g

überhaupt nicht eingetreten ist? und nur ergänzend erörtert

hat„ daß auch eine rechtlich beachtliche Verschlimmerung

und eine dadurch bedingte Erhöhung der Einzel—MdE von

50 V°H„ auf 40 V„H„ "nicht zu einer Anhebung des Gesamt—

grades der MdE auf mindestens 65 V„H„ führt"° Dem Urteil

des LSG kann auch nicht andeutungsweise entnommen werden9

welcher Auffassung des SG es sich anschließen wollte„

Die bloße Formel "Die Berufung des Klägers ist jedoch

nicht begründet", reicht dafür nicht aus° Das LSG hat

zwar am Schluß seines Urteils (vgl° Seite ll der Urteils—
ausfertigung) eine Erhöhung des Grades der MdE erörtert‚

jedoch beziehen sich seine Ausführungen ausschließlich

und eindeutig nur auf die Erhöhung der MdE "wegen einer

besonderen beruflichen Betro■bnheit"° Das LSG hat an

dieser Stelle weder die medizinisch bedingte Erhöhung der

MdE erwähnt noch sich überhaupt mit der Bildung einer

Gesamt—MdE befaßt° Ausführungen zu diesem Punkt waren auch

nicht etwa deshalb entbehrlich‚ weil es sich um den Grad

der MdE handelte — so daß die Berufung gemäß @ l48 Nr° 5 SGG
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unzulässig gewesen wäre — 5 denn die von dem Kläger erstrebte

Erhöhung der Gesamt—MdB stand in unmittelbarer Abhängig—

keit u°a° von der von dem Beklagten anerkannten und von

dem LSG bestätigten Verschlimmerung der anerkannten Arthro—
sis deformans am rechten Knie? so daß das LSG zutreffend

davon ausgegangen ist? daß die Berufung insgesamt zulässig

war 0

Die Rüge einer Verletzung des 5 128 SGGgreift daher
durch; die Revision ist aus diesem Grunde statthaft (@ 162

Abs° 1 Nr° 2 SGG)„ Die Statthaftigkeit der Revision erfaßt

aber nur — wie oben dargelegt — das Urteil‚ soweit es die

Erhöhung der MdB und die Bildung einer Gesamt—MdB wegen

der festgestellten Verschlimmerung der Arthrosis deformans

am rechten Knie betrifft° Die Revision ist insoweit auch

begründet‚ denn es ist nicht auszuschließen‚ daß das LSG

ohne den bezeichneten Verfahrensmangel zu einem für den

Kläger günstigeren Ergebnis gekommen wäre„ Das Urteil des

LSG war daher insoweit aufzuheben; im übrigen war die Revi—

sion als unstatthaft zu verwerfen (@ 169 SGG)„ Der Senat

hielt es für untunlich (@ 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG)? in der

Sache selbst zu entscheiden, da das LSG als Tatsachen—

gericht über die Bildung der Gesamt—MdB zu entscheiden

hat und möglicherweise dazu noch Feststellungen notwendig

sind‚ ob die von der Sachverständigen Dr° U■tt::$‚fest-

gestellte Verschlimmerung der a1S'Schädigungsfolge aner—

kannten Arthrosis deformans rechtserheblich im Sinne

von 5 62 BVG ist, doh° ob sie nach dem im November 1960

abgeschlossenen Vergleich eingetreten ist° Der Rechts—

streit war daher in diesem Umfang an das LSG zurückzuver—

weisen° Bei der erneuten Entscheidung wird das LSG auch

zu erwägen haben‚ ob nicht im Hinblick auf die Darlegungen
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des Sachverständigen Dr„ \«I;f;jjjj_jjjjjj_jj}____und unter Berück—

sichtigung des langen Zeitraums, der seit der

Begutachtung durch Frau Dr° Util::; ::::vergangen ist,

ein neues chirurgisch—orthopädisches Gutachten

einzuholen ist„
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